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»EG-Dok. 9168/80« 


A. Problem 

Der Beitritt Griechenlands in die Europäische Gemeinschaft 
bedingt, daß ein bestimmter Anteil der Planstellen (ca. 4 v. H.) 
künftig mit griechischen Beamten besetzt werden muß. Die 
Kommission will dies unter anderem mit dem Verordnungs- 
vorschlag über statusrechtliche Lösungen erreichen. 


B. Lösung 

Die Kommission schlägt im Rahmen einer bis 1986 beschränk- 
ten Sondermaßnahme vor, bestimmten EG-Beamten die Mög- 
lichkeit zu geben, mit Vollendung des 55. Lebensjahres wahl- 
weise in den endgültigen oder den einstweiligen Ruhestand 
zu treten. 

Einstimmige Ablehnung dieses Vorschlags im Ausschuß 


C. Alternativen 

Stärkere Berücksichtigung des deutschen Beamtenrechts im 
europäischen Beamtenstatut. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht unmittelbar belastet. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem anliegenden Vorschlag der Kommission für eine Verordnung des 
Rates Kenntnis zu nehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, der beabsichtigten Regelung in der vorge- 
legten Fassung nicht zuzustimmen. 


Bonn, den 11. Februar 1981 


Der Innenausschuß 


Dr. Wernitz 

Vorsitzender und Berichterstatter 


Regenspurger 

Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Verordnung zur Einführung vorübergehender Sondermaßnahmen betreffend das 
endgültige Ausscheiden von Beamten der Europäischen Gemeinschaften aus dem Dienst infolge 
des Beitritts neuer Mitgliedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines ge- 
meinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften, insbeson- 
dere auf Artikel 24, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission nach 
Stellungnahme des Statutsbeirats, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
nach Stellungnahme des Gerichtshofs, 

in Erwägung, daß insbesondere wegen des Bei- 
tritts neuer Mitgliedstaaten zu den Gemeinschaften 
und wegen der Notwendigkeit, ein ausgewogeneres 
Laufbahnprofil für die Beamten der Laufbahngruppe 
A zu erstellen, vorübergehende Sondermaßnahmen 
betreffend das Ausscheiden aus dem Dienst festzu- 
legen sind — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Im dienstlichen Interesse und um den Erforder- 
nissen Rechnung zu tragen, die sich aus dem Bei- 
tritt neuer Mitgliedstaaten zu den Europäischen 
Gemeinschaften ergeben, sowie um zur Aufstel- 
lung eines ausgewogeneren Laufbahnprofils bei- 
zutragen, werden die Organe der Gemeinschaften 
bis zum 31. Dezember 1986 ermächtigt, gegen- 
über ihren Beamten der Besoldungsgruppen A 3 
und A 4, die seit mindestens zwei Jahren in der 
höchsten Dienstaltersstufe ihrer Besoldungsgrup- 
pe eingestuft sind und das 55. Lebensjahr voll- 
endet haben, Maßnahmen zum endgültigen Aus- 
scheiden aus dem Dienst im Sinne des Arti- 
kels 47 des Statuts unter folgenden Bedingungen 
zu treffen:? 

2. Die Zahl der Beamten, die in den Genuß der in 
Absatz 1 vorgesehenen Maßnahmen kommen 
können, wird alljährlich von den Haushaltsbe- 
hörden festgesetzt. 


3. Das Organ stellt nach Stellungnahme des Pari- 
tätischen Ausschusses ein Verzeichnis der von 
diesen Maßnahmen betroffenen Beamten auf; es 
berücksichtigt dabei Alter, Befähigung, Leistun- 
gen, dienstliche Führung, Qualifikationen, fami- 
liäre Verhältnisse und Dienstalter der Beamten. 

Der in dieses Verzeichnis aufgenommene Beamte 
kann zwischen dem endgültigen Ausscheiden aus 
dem Dienst im Sinne des Absatzes 1 und einer 
Maßnahme zur Versetzung in den einstweiligen 
Ruhestand wählen. Im letzteren Fall findet Ar- 
tikel 41 Abs. 3, 4 und 5 des Statuts Anwendung. 

Der Beamte, der die Maßnahme zur Versetzung 
in den einstweiligen Ruhestand wählt, hat dies 
innerhalb von zwei Monaten nach Bekanntgabe 
seiner Zulassung zu den Maßnahmen gemäß Ab- 
satz 1 mitzuteilen; nach Ablauf dieser Frist ist 
eine solche Wahl ausgeschlossen. 

4. Soweit es das dienstliche Interesse erlaubt, be- 
rücksichtigt das Organ mit Vorrang die Anträge 
der Beamten, die den Wunsch äußern, daß auf sie 
eine Maßnahme zum endgültigen Ausscheiden 
aus dem Dienst gemäß Absatz 1 angewandt wird. 

Bei Beamten, die 60 Jahre alt bzw. älter sind, gibt 
es jedoch den etwaigen Anträgen auf endgülti- 
ges Ausscheiden aus dem Dienst statt. 

5. Die in den vorstehenden Absätzen vorgesehenen 
Maßnahmen sind keine Disziplinarmaßnahmen. 

6. Bis zum 31. Dezember 1986 kann das Organ un- 
beschadet der Bestimmungen des Absatzes 3 ge- 
genüber den in Absatz 1 genannten Beamten 
keine Verfügung zur Versetzung in den einst- 
weiligen Ruhestand gemäß Artikel 41 des Statuts 
treffen. 


Artikel 2 

1. Der ehemalige Beamte, der von der in Artikel 1 
vorgesehenen Maßnahme betroffen ist, hat An- 
spruch auf eine monatliche Vergütung in Höhe 
von 70 v. H. des Grundgehalts der Besoldungs- 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — Pe 5/80 — vom 
20, August 1980. 
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gruppe und der Dienstaltersstufe, in der er zum 
Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Dienst 
eingestuft war. Berücksichtigt wird das Monats- 
grundgehalt, das entsprechend der in Artikel 66 
des Statuts vorgesehenen Tabelle am ersten Tag 
desjenigen Monats gilt, für den die Vergütung 
zu zahlen ist. 

2. Der Anspruch auf Vergütung erlischt spätestens 
am letzten Tag des Monats, in dessen Verlauf 
der ehemalige Beamte das 65. Lebensjahr voll- 
endet und jedenfalls, wenn der Betreffende vor 
Erreichung dieses Alters nachweislich Anspruch 
auf den Höchstbetrag des Ruhegehalts hat, ohne 
daß die in Artikel 9 des Anhangs VIII zum Sta- 
tut vorgesehene Kürzung angewandt wird. 

Den ehemaligen Beamten wird in diesem Fall 
mit Wirkung vom ersten Tag des Monats der auf 
den Monat folgt, für den er zum letzten Mal die 
Vergütung erhalten hat, von Amts wegen Ruhe- 
gehalt gezahlt. 

3. Auf die in Artikel 1 vorgesehene Vergütung 
wird der gemäß Artikel 64 und 65 Absatz 2 des 
Statuts für dasjenige Land der Gemeinschaft 
festgelegte Berichtigungskoeffizient angewandt, 
in dem der Anspruchsberechtigte nachweislich 
seinen Wohnsitz hat. 

Nimmt der Anspruchsberechtigte der Vergütung 
seinen Wohnsitz in einem Land, für den kein Be- 
richtigungskoeffizient festgelegt wurde, so wird 
auf die Vergütung der für Belgien geltende Be- 
richtigungskoeffizient angewandt. 

Die Vergütung wird in belgischen Francs ausge- 
drückt. Sie wird in der Währung des Wohnsitz- 
landes des Anspruchsberechtigten ausgezahlt. 
Sie wird jedoch in belgischen Francs ausgezahlt, 
wenn der gemäß Absatz 2 für Belgien geltende 
Berichtigungskoeffizient auf sie angewandt 
wird. 

Vergütungen, die in einer anderen Währung als 
belgischen Francs ausgezahlt werden, werden 
auf der Grundlage der Paritäten gemäß Arti- 
kel 63 zweiter Unterabsatz des Statuts berechnet. 

4. Die Bruttoeinkünfte des Betreffenden aus seiner 
neuen Tätigkeit werden von der in Absatz 1 
vorgesehenen Vergütung insoweit in Abzug ge- 
bracht, als diese Einkünfte und diese Vergü- 
tung zusammen die letzten Bruttodienstbezüge 
des Beamten übersteigen, die anhand der Ge- 
haltstabelle errechnet werden, die am ersten 
Tag des Monats gilt, in dem die Vergütung zu 
zahlen ist. Auf diese Bezüge wird der in Ab- 
satz 3 genannte Berichtigungskoeffizient ange- 
wandt. 

Die Bruttoeinkünfte und die letzten Brutto- 
dienstbezüge gemäß Absatz 1 sind die Beträge, 
die sich nach Abzug der Sozialabgaben und vor 
Abzug der Steuer ergeben. 

Der Betreffende ist verpflichtet, alle etwa an- 
geforderten schriftlichen Nachweise so zu er- 


bringen und dem Organ alle Umstände mitzutei- 
len, die eine Änderung seines Vergütungsan- 
spruchs bewirken können. 

5. Gemäß Artikel 67 des Statuts und den Arti- 
keln 1, 2 und 3 des Anhangs VII zum Statut 
haben Anspruch auf die Familienzulagen 

— der Empfänger der Vergütung gemäß Ab- 
satz 1 ; die Höhe der Haushaltszulage wird 
auf der Grundlage des Gehalts für die Tätig- 
keit in seiner Besoldungsgruppe und Dienst- 
altersstufe berechnet; 

— abweichend von Artikel 81 des Statuts der 
ehemalige Beamte im Sinne dieser Verord- 
nung, der Anspruch auf den Höchstbetrag 
des Ruhegehalts hat, bevor er das 60. Lebens- 
jahr vollendet. 

6. Der Anspruchsberechtigte der Vergütung hat für 
sich selbst und für die mitangeschlossenen Per- 
sonen Anspruch auf die Leistungen der sozialen 
Sicherheit gemäß Artikel 72 des Statuts, sofern 
er die entsprechenden Beträge entrichtet, und 
sofern er nicht durch ein anderes öffentliches 
System versichert ist. 

Bezieht der ehemalige Beamte Ruhegehalt nach 
der im Statut der Beamten der Gemeinschaften 
vorgesehenen Versorgungsordnung, so wird er 
bei der Anwendung der Bestimmungen des Ar- 
tikels 72 den Beamten gleichgestellt, die bis 
zum 60. Lebensjahr im Dienst verblieben sind. 

7. Während der Zeit, in der der Vergütungsan- 
spruch besteht, erwirbt der Beamte weiterhin 
Ruhegehaltsansprüche nach dem seiner Besol- 
dungsgruppe und seiner Dienstaltersstufe ent- 
sprechenden Gehalt, sofern in dieser Zeit die im 
Statut vorgesehenen Beiträge geleistet wurden, 
wobei der gesamte Betrag des Ruhegehalts den 
in Artikel 77 Abs. 2 des Statuts vorgesehenen 
Höchstbetrag nicht überschreiten darf. Für die 
Anwendung der Bestimmungen des An- 
hangs VIII Artikel 5 des Statuts und des Ar- 
tikels 108 der ehemaligen Personalordnung der 
EGKS gilt diese Zeit als Dienstzeit. 

Das Ruhegehalt eines ehemaligen Beamten, der 
von der in Artikel 1 vorgesehenen Maßnahme 
betroffen ist, wird auf 35 v. H. seines Grundge- 
halts heraufgesetzt, wenn er zum Zeitpunkt des 
Erwerbs des Anspruchs auf das Ruhegehalt nach 
dem Statut der Beamten und dieser Verordnung 
ein Ruhegehalt von 30 v. H. bis 35 v. H. er- 
reicht hat; beträgt das nach dem Statut der Be- 
amten und dieser Verordnung erreichte Ruhe- 
gehalt mindestens 20 v. H., aber weniger als 
30 v. H., so wird es um 15 v. H. erhöht. 

Wird der Beamte von einem Organ der Euro- 
päischen Gemeinschaften erneut eingestellt und 
erwirbt er dadurch neue Ruhegehaltsansprüche, 
so finden auf ihn während dieser neuen Dienst- 
zeit die Bestimmungen von Absatz 1 keine An- 
wendung. Der Beamte kann jedoch beantragen, 
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daß für den zum Zeitpunkt seiner Wiedereinstel- 
lung noch verbleibende Teil des in Absatz 1 ge- 
nannten Zeitabschnittes sein Beitrag zur Ver- 
sorgungsordnung und seine Ruhegehaltsansprü- 
che anhand des Grundgehaltes der Besoldungs- 
gruppe und der Dienstaltersstufe berechnet wer- 
den, die er bei seiner früheren Tätigkeit er- 
reicht hatte. 

8. Vorbehaltlich der Bestimmungen von An- 
hang VIII Artikel 22 des Statuts hat der über- 
lebende Ehegatte eines ehemaligen Beamten, 
der während der Zeit, in der er Anspruch auf 
die in Artikel 1 vorgesehene monatliche Vergü- 
tung hatte, verstorben ist, sofern die Ehe mit 
dem Beamten im Zeitpunkt seines Ausscheidens 
aus dem Dienst eines Organs mindestens ein 
Jahr gedauert hat, Anspruch auf Hinterbliebe- 
nengeld in Höhe von 60 v. H. des Ruhegehaltes, 
auf das der ehemalige Beamte unabhängig von 
seinem Dienstalter und seinem Lebensalter zum 
Zeitpunkt seines Todes Anspruch gehabt hätte. 

Das im letzten Unterabsatz vorgesehene Hin- 
terbliebenengeld darf die in Artikel 79 zweiter 
Absatz des Statuts vorgesehenen Beträge nicht 
unterschreiten. Die Höhe des Hinterbliebenen- 
geldes darf jedoch in keinem Fall die Höhe der 
ersten Zahlung des Altersruhegeldes überschrei- 
ten, auf das der ehemalige Beamte zu Lebens- 
zeit und nach Ablaufen des Anspruchs auf die 
obengenannte Vergütung Anspruch gehabt 
hätte. 

Die im ersten Unterabsatz geforderte Dauer der 
Ehe bleibt außer Betracht, sofern aus einer Ehe, 
die der Beamte vor seinem Ausscheiden aus 
dem Dienst eingegangen ist, ein oder mehrere 
Kinder hervorgegangen sind und der überle- 
bende Ehegatte für diese Kinder sorgt oder ge- 
sorgt hat. 

Dies gilt auch, wenn der Tod des ehemaligen 
Beamten auf eine der in Artikel 17 zweiter Un- 
terabs. letzter Satz des Anhangs VIII des Sta- 
tuts genannten Umstände zurückzuführen ist. 

9. Beim Tode eines ehemaligen Beamten, der die 
in Artikel 1 vorgesehene Vergütung erhält, er- 


halten die im Sinne von Artikel 2 des An- 
hangs VII des Statuts unterhaltsberechtigten 
Kinder unter den in Artikel 80 Unterabs. 1 
bis 3 des Statuts sowie in Artikel 21 des An- 
hangs VIII des Statuts genannten Voraussetzun- 
gen Waisengeld. 

10. Für die Gewährung der Wiedereinrichtungsbei- 
hilfe braucht der Beamte der Fristerfordernis 
nach Artikel 6 Abs. 1 Unterabs. 1 des An- 
hangs VII des Statuts nicht zu genügen. 

11. Für die Anwendung des Artikels 107 des Sta- 
tuts sowie des Artikels 102 Abs. 2 des Statuts 
der Beamten der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl wird der Fall des Beamten, der 
von der in Artikel 1 vorgesehenen Maßnahme 
betroffen ist, dem des Beamten gleichgestellt, 
auf den die Artikel 41 und 50 des Statuts ange- 
wandt worden sind. 


Artikel 3 

1. Die in Artikel 2 Abs. 3 der Verordnung (EWG, 
Euratom, EGKS) Nr. 259/68 sowie in Artikel 102 
Abs. 5 des Statuts bezeichneten Beamten, auf die 
die in Artikel 1 vorgesehenen Maßnahmen ange- 
wendet werden, können beantragen, daß ihre ver- 
mögensrechtlichen Ansprüche nach Artikel 34 
des Personalstatuts der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl und Artikel 50 der 
Personalordnung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl geregelt werden. 

2. Die Bestimmungen des Artikels 2 Abs. 3, 5, 6, 
8 und 9 bleibe jedoch auf die in diesem Artikel 
genannten Beamten sowie die anspruchsberech- 
tigten Personen anwendbar. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 
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Begründung 


I. Durch den vorliegenden Vorschlag sollen für 
den Europäischen öffentlichen Dienst zeitlich 
begrenzte Sondermaßnahmen im Zusammen- 
hang mit dem endgültigen Ausscheiden aus dem 
Dienst ergriffen werden, um 

— einerseits die Einstellung von Staatsangehö- 
rigen neuer Mitgliedstaaten zu erleichtern, 
ohne die Struktur der Dienststellen wesent- 
lich ändern zu müssen, und um 

— andererseits zur Aufstellung eines ausgewo- 
generen Laufbahnprofils für die Beamten 
der Laufbahngruppe A beizutragen. 

II. Die derzeitige Personalstruktur (Altersaufbau, 
Struktur in den einzelnen Besoldungsgruppen) 
wird sich während der nächsten fünf bis sechs 
Jahre praktisch überhaupt nicht ändern-, sie ist 
charakterisiert durch eine zunehmende Über- 
alterung des Personals, die insbesondere auf die 
ungenügenden Beförderungsmöglichkeiten zu- 
rückzuführen ist. 

Um hier Abhilfe zu schaffen und um die Ein- 
gliederung von Staatsangehörigen der neuen 
Mitgliedstaaten auf allen Ebenen der Hierarchie 
zu ermöglichen, ohne die Zahl der Verwaltungs- 
einheiten künstlich zu erhöhen und ohne das 
bestehende Ungleichgewicht der Personalstruk- 
tur durch die Schaffung neuer Planstellen be- 
ziehungsweise die Umwandlung von Planstellen 
weiter zu verschlimmern, soll durch die vorge- 
schlagene Lösung das Ausscheiden von Beam- 
ten der Besoldungsgruppen A 3 und A 4, die be- 
stimmte Voraussetzungen erfüllen, gefördert 
werden. Durch diese Maßnahmen, die bis Ende 
1986 anwendbar sind, soll schrittweise eine bes- 
sere Ausgewogenheit der Personalstruktur er- 
reicht werden. 


III. Im Unterschied zu dem Vorschlag der Kommis- 
sion vom 13. Juni 1979 (ABI. EG Nr. L 191/9 vom 
30. Juli 1979), durch den das vorzeitige Aus- 
scheiden aller Beamten im Alter von 60 Jahren 
beziehungsweise 50 Jahren beim Beitritt neuer 
Mitgliedstaaten gefördert werden soll, be- 
schränkt sich der vorliegende Vorschlag auf die 
Beamten der Besoldungsgruppen A 3 und A 4, 
die seit mehr als zwei Jahren die letzte Dienst- 
altersstufe ihrer Besoldungsgruppe erreicht ha- 
ben. Es wird vorgeschlagen, auf diese Beamten 
Maßnahmen betreffend das endgültige Ausschei- 
den aus dem Dienst anzuwenden, unter denen 
insbesondere eine monatliche Vergütung in 
Höhe von 70 v. H. des letzten Grundgehalts her- 
vorzuheben ist. 

IV. Die Höhe dieser Vergütung liegt diesem Vor- 
schlag zufolge im Verhältnis niedriger als die 
im Rahmen der Sondermaßnahmen anläßlich der 
Fusion (Kapitel II der Verordnung 259/68 vom 
29. Februar 1968; ABI. EG L 56 vom 4. März 1968) 
und anläßlich des Beitritts 1973 (Kapitel II der 
Verordnung 2530/72 vom 4. Dezember 1972, 
ABI. EG L 272 vom 5. Dezember 1972) gewähr- 
ten Vergütung. 

Demgegenüber sind die übrigen Ansprüche der 
Betreffenden, insbesondere was die Familien- 
zulagen und die soziale Sicherheit betrifft, im 
wesentlichen mit denen identisch, die in diesen 
beiden Verordnungen vorgesehen sind. 

V. Die Zahl der Beamten, die in den Genuß dieser 
Maßnahmen kommen können, wird alljährlich 
nach Maßgabe der hierzu im Haushaltsplan ver- 
anschlagten Mittel festgesetzt. 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Wernitz und Regenspurger 


Der Vorschlag der Kommission wurde mit Sammel- 
übersicht — Drucksache 9/37 Nr. 139 — vom 11. De- 
zember 1980 an den Innenausschuß federführend 
und dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung über- 
wiesen. Der Ausschuß hat den Vorschlag in sei- 
ner 5. Sitzung am 11. Februar 1981 beraten und seine 
Beschlußempfehlung vorbehaltlich der an diesem Ta- 
ge noch ausstehenden Stellungnahme des Haushalts- 
ausschusses einstimmig gefaßt. Auf die Begründung 
des Kommissionsvorschlages wird verwiesen. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die vorgese- 
henen Regelungen zur Erleichterung der Integration 
griechischer Beamter mit dem Wirksamwerden des 
Beitritts Griechenlands zur Europäischen Gemein- 
schaft nicht in der von der Kommission vorgesehe- 
nen Weise getroffen werden sollten. Der Verord- 
nungsvorschlag zielt in erster Linie auf eine Verbes- 
serung des Laufbahnprofils ab und kann wegen sei- 
ner Beschränkung auf zwei Besoldungsgruppen nur 
in ganz geringem Umfang die Integration von Staats- 
angehörigen neuer Mitgliedstaaten erleichtern. Auch 
unter Anerkennung der besonderen Notwendigkei- 
ten, die sich aus dem Beitritt neuer Mitgliedstaaten 
ergeben können, erscheint es aber bedenklich, das 
EG-Beamtenstatut ständig durch Sonderregelungen 
auszuhöhlen und durch Gewährung besonderer fi- 
nanzieller Anreize zu versuchen, teils ein weiteres 
Verbleiben von Spezialisten im Dienst, teils das vor- 
zeitige Ausscheiden von Beamten zu bewirken. 

Diese Entwicklung liegt weder im Interesse der Kon- 
tinuität der Arbeit der Europäischen Gemeinschaft, 
noch dient sie dem Bestand des EG-Beamtenrechts. 


Vor allem negative Rückwirkungen auf das natio- 
nale Beamten- und Versorgungsrecht können lang- 
fristig nicht ausgeschlossen werden. Der Innenaus- 
schuß ist aber der Auffassung, daß diese Rückwir- 
kungen unter allen Umständen vermieden werden 
müssen. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat die Vor- 
lage in seiner Sitzung am 18. Februar 1981 beraten 
und beschlossen, daß ihr nicht zugestimmt werden 
solle. Der Haushaltsausschuß folgte damit der ent- 
sprechenden Empfehlung seines Unterausschusses zu 
Fragen der Europäischen Gemeinschaften, die dieser 
in seiner Sitzung am 12. Februar 1981 beschlossen 
hatte. 

Wie schon zuvor der Innenausschuß, so hat es auch 
der Haushaltsausschuß zwar für erforderlich gehal- 
ten, daß ein bestimmter Anteil von Planstellen bei 
den Europäischen Gemeinschaften mit griechischen 
Beamten besetzt wird, jedoch zeige nach seiner Auf- 
fassung der vorliegende Vorschlag von vorüberge- 
henden Sondermaßnahmen nicht den richtigen Weg. 
Der Haushaltsausschuß war weiter der Auffassung, 
daß es bei einem verhältnismäßig großen Personal- 
körper bei den Europäischen Gemeinschaften mög- 
lich sein müsse, eine andere Lösung zur Erleichte- 
rung der Integration griechischer Beamter zu finden. 

Der Innenausschuß ist daher unter Berücksichtigung 
der Stellungnahme des Haushaltsausschusses und 
mit dem Bundesrat der Auffassung, daß die Bundes- 
regierung gebeten werden sollte, der beabsichtigten 
Regelung in der vorgelegten Fassung nicht zuzu- 
stimmen. 


Bonn, den 16. März 1981 


Dr. Wernitz Regenspurger 

Berichterstatter 
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